
Die angespannte Finanzlage der
Kommunen in Deutschland hat sich
in den letzten Monaten dramatisch

verschärft. Konsequentes Sparen ist
unumgänglich. Arbeitsplätze sind gefähr-
det. Projekte fallen dem Rotstift zum
Opfer. Doch damit nicht genug: Als bun-
desweit bisher beispielloser Vorgang
wurde jetzt eine komplette Gemeinde
gestrichen und existiert nicht mehr –
Kannburg!

Allerdings: Die Stadt Kannburg such-
te man auch vor ihrem Ende im Atlas ver-
geblich. Die Auflösung dieser virtuellen
Gemeinde lag weniger am Geldmangel
als an der Tatsache, dass sie ihren Zweck
erfüllt hatte und ihr Ende von vornhe-
rein eingeplant war. Kannburg im Kreis
Möchtegern existierte nur im Internet und
war Spielfeld des Internet-Seminars
„Kommunale Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit“ der Abteilung Politische Bil-
dung und Kommunalpolitik der Konrad-
Adenauer-Stiftung, das im November
2002 startete. Mit Seminarende am 20.
März 2003 verlor Kannburg die Stadt-
rechte. Was war geschehen? Das Semi-
nar simulierte in Form eines Rollenspiels
den Ablauf kommunaler Entscheidungs-
prozesse und deren Veröffentlichung
durch die Medien. Es begann mit einer
vorbereitenden Präsenzveranstaltung im
Bildungszentrum Eichholz. Drei Monate
lang sollten die Teilnehmer unter größt-
möglicher Realitätsnähe die Arbeit eines
Stadtrates sowie die Tätigkeiten von Jour-
nalisten und Redakteuren erlernen. 

Neu war bei dieser experimentellen
Form der kommunalpolitischen Bil-

dungsarbeit zum einen der weit gestreck-
te Zeitraum. Dies ermöglichte eine rea-
listischere Simulation kommunaler Vor-
gänge als ein Wochenendseminar. Zum
zweiten aber auch der erweiterte Einsatz
der Mittel des Internets, wodurch die
Teilnehmer ortsungebunden aktiv mit-
arbeiten konnten.

Rund zwanzig Interessierte traten zu
Beginn des Experiments ihren „Dienst“ als
Kommunalpolitiker oder Journalisten in
Kannburg an, um über die drei Monate
hinweg das öffentliche Leben der virtu-
ellen Gemeinde von zu Hause aus zu
gestalten. Die Akteure wählten – wenn
auch mit einigen Schwierigkeiten – einen
Bürgermeister. Die Ratsmitglieder der drei
Fraktionen diskutierten – wie in der Rea-
lität – über allerlei mögliche und unmög-
liche Themen. Die Vertreter der drei Pres-
seorgane – darunter die sensations-
journalistisch orientierte MILD-Zeitung –
verfassten Artikel über das Geschehen,
um die Allgemeinheit zu informieren.

Zu Beginn schritten alle Akteure mit
Elan zur Tat und stellten sich den Aufga-
ben der Tutoren. Diese sorgten für Akti-
vitäten und Spannung, indem sie
bestimmte Probleme vorgaben oder auch
die Medien „aufhetzten“. Die anfängliche
Dynamik wich mit der Zeit einem Ermü-
dungseffekt, so dass sich die Aktivitäten
im Internet in der zweiten Hälfte des
Seminarzeitraums reduzierten. Der Ver-
such, möglichst viele Teilnehmer konti-
nuierlich und zu bestimmten Zeiten
gleichzeitig online zur Mitarbeit zu bewe-
gen, stellte die schwierigste Herausfor-
derung während des gesamten Seminars

dar.  Was ist das Fazit aus dieser Erfah-
rung? Als erstes Ergebnis des Experiments
bleibt festzuhalten, dass bei künftigen
Projekten dieser Art die Teilnehmerzahl
erhöht werden könnte, um eine hohe
Online-Beteiligung zu erreichen. Moti-
vationssteigernd könnte sich auch erwei-
sen, wenn der Kreis der Personen in
irgendeiner Art in Verbindung miteinan-
der stünde. Vorstellbar ist zum Beispiel
die Teilnahme von Schulklassen. Die reale
Interaktion der Schüler könnte dazu
führen, dass auch in der virtuellen Stadt
immer was los ist.

Der Austausch auf der abschließen-
den Präsenzveranstaltung hat gezeigt,
dass die Teilnehmer die neue Arbeitsme-
thode – der nahezu ausschließliche
Gebrauch des Internets – gut aufgenom-
men haben. Da der Umgang mit der Onli-
ne-Plattform sich leicht erschloss, bot
sich vielen der Reiz der neuen Medien. So
ist Kannburg zwar mit all seinen Ein-
wohnern vom Antlitz der Erde ver-
schwunden – kann aber jederzeit in neuer
Blüte auferstehen …

Kannburg existiert nicht mehr . . .
Aufstieg und Fall einer virtuellen Stadt 
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Es umfasst neben einer Alters-
rente eine staatliche Arbeitslosen-
versicherung, einen staatlichen

Gesundheitsdienst, ein Programm zur
Unterstützung Behinderter sowie ein
einkommensabhängiges Kindergeld. 

Der Altersrente von monatlich 700
Rand, die an Frauen ab dem 60. und an
Männer ab dem 65. Lebensjahr gezahlt
wird, kommt hierbei besondere Bedeu-
tung zu. Hervorzuheben ist, dass der
Betrag nicht nur den Alten selbst das
Überleben sichert, sondern auch den
Enkelkindern, die häufig bei den Großel-
tern aufwachsen. Dieser Trend wird durch
die Verbreitung von HIV/Aids noch ver-
stärkt.

Mehr als 5,5 Millionen Südafrikaner
(Gesamtbevölkerung: ca 45 Millionen),
darunter vor allem Frauen, profitieren
derzeit von dem Angebot an Sozialleis-
tungen. Dennoch wächst die Kritik. Die
Forderung nach einem umfassenden Sozi-
alsystem, das beipielsweise auch Lang-
zeitarbeitslose einschließt, wird laut.
Im Mai 2000 beauftragte die Regierung
eine von Professor Vivien Taylor geleite-
te Kommission damit, das südafrikani-
sche Sozialsystem auf Schwächen hin
zu untersuchen und Reformvorschläge zu
erarbeiten.

Schwächen des sozialen
Sicherungssystems 
Die Ergebnisse der Kommission sind
besorgniserregend. So leben schätzungs-
weise 11,8 Millionen der insgesamt 23,8

Millionen ärmsten Südafrikaner in Haus-
halten, die keinerlei staatliche Unter-
stützung erhalten. Es handelt sich dabei
vor allem um Haushalte in ländlichen
Gebieten, die aufgrund mangelnder Infor-
mation oder administrativer Hürden kei-
nen Antrag auf staatliche Unterstützung
stellen.

Auch Langzeitarbeitslose, die auf-
grund mangelnder Qualifikation kaum
Hoffnung haben können, in naher Zukunft
eine Arbeitsstelle zu finden, fallen durch
das soziale Netz. Das südafrikanische
Sozialsystem, das noch aus der Apart-
heidsära stammt, einer Zeit, in der es
Arbeitslosigkeit im eigentlichen Sinne
nicht gab, trifft bis heute keine Vorkeh-
rung für diesen Personenkreis. Die Tay-
lor-Kommission sieht in der Einführung
eines Basic Income Grants (BIG), einer Art
Grundeinkommen in Höhe von monatlich
100 Rand, das ohne Ausnahme an alle
bedürftigen Personen gezahlt wird, die
Lösung dieses Problems. 

Leider geht die Kommission in ihrem
Report nicht darauf ein, wie der BIG ver-
waltet werden soll. Die Befürchtung liegt
deshalb nahe, dass es dem BIG nicht bes-
ser gehen würde als den anderen schon
vorhandenen Angeboten: Der Mangel an
Information auf Seiten potentieller Nutz-
nießer, administrative Hürden sowie
schiere Inkompetenz und Ineffizienz der
mit der Verwaltung beauftragten Insti-
tutionen stehen der Inanspruchnahme der
zur Verfügung stehenden Mittel kontra-
produktiv entgegen.

Informationsdefizite abbauen
und Kompetenzen steigern
Vor diesem Hintergrund ist ein Informa-
tions- und Trainingsbedarf erkennbar,
dem sich das Johannesburger KAS-Büro
im Rahmen seines Frauenprojekts stellt.
Bereits vorhandene Angebote des sozia-
len Sicherungssystems auszuschöpfen
liegt näher, als neue Angebote – wie bei-
spielsweise den BIG – einzuführen. Doch
mit welchen Mitteln erreicht man dieses
Ziel? Die Diskussionsreihe „The Women’s
Room“, die seit Anfang der neunziger
Jahre existiert, bot sich den Organisato-
ren als ideale Plattform an. Die Eva-
luierung der ersten Veranstaltung zum
Thema „Women and the Social Security
System“ wurde dazu genutzt den Trai-
ningsbedarf der Teilnehmerinnen zu defi-
nieren und nachfolgende Workshops zu
diesem Thema maßzuschneidern. Alle
Aktivitäten beziehen sowohl das zustän-
dige Department for Social Services als
auch Black Sash, eine mit dem Monito-
ring der sozialen Dienstleistungen beauf-
tragte Nichtregierungsorganisation, ein.
Alle Beteiligten stimmen überein, dass
das gemeinsame Ziel, „a better life for
all“, nur durch konzertierte Anstrengun-
gen erreicht werden kann. Frauen den
Zugang zu Sozialleistungen erleichtern
und damit ihre Lebensumstände zu ver-
bessern, sind wichtige Schritte in diese
Richtung. 
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